
Die Steinkohlemine El Cerrejön liegt im dußersten Nordosten Kolumbien. Sie erstreckt sich über ein Gebiet von insgesamt 69.000 Hektar.

Fotos: Wikipedio, Hour.poing / Wayüulndianerin: Wikipedia

Ue nuüstete La ndschaften,
zerstöfie DörfeL uerschmutzte
luft, uerseuchte Gewässe[
bittereArmut:
Das ist der Preis, den die Schoren in Sibirien und die
) tayüu-lndianer in Kolumbien für die billige Kohle für
.zeutschland bezahlen müssen. Ohne Rücksicht auf
Mensch und Natur wird auf dem traditionellen Land

dieser indigenen Völker Steinkohle gefördert. Damit

werden bei uns trotz Energiewende Kohlekraftwerke

befeuert, die alt und ineffizient sind. Sie werden wei-
ter betrieben, weil die Kohle so günstig zu haben ist,

auch wenn die CO2-Emissionen steigen. Außerdem

sollen erstmals seit acht Jahren wieder neue Kohle-

kraftwerke in Betrieb gehen. Dass darüber hinaus die

Lebensgrundlage von Ureinwohnern vernichtet und

durch den Kohletagebau riesige Flächen zu ökologi-

schen Wüsten gemacht werden, interessiert Energie-

konzerne wie RWE, STEAG, EON, EnBW oder Vatten-
fall bislang offenbar wenig. Sie profitieren von der

billigen Steinkohle und tragen damit auch zu Men-

schen rechtsve rletzu ngen u nd ve rheere n der U mwelt-
zerstörung bei. Uns gehen die Angste und das Elend

der Betroffenen nahe. Wir wollen für ihre Rechte ein-

treten und nicht stillschweigend zusehen, wie sich

deutsche Stromversorger aus ihrer Verantwortung
stehlen. Bitte unterstützen Sie unsere lnitiative für die

Schoren und Wayüu!

bien kommen ebenfälls 25 Prozent der Steinkohle,

die in deutschen

Kraftwerken ver-

branntwird.
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,,Unsere Wälder werden auf barbarische Weise zer-

stört, Flüsse verschmutzt, die Luft vergiftet, unsere

Dörfer verschwinden von der Landkarte, die Urein-

wohner werden aus ihren Häusern verjagt...i schrei-

ben die Einwohner des Dorfes Kazass im russischen

Steinkohlerevier Kuzbass in einem Brief an Präsident

Wladimir Putin. Die Folgen der Steinkohleförderung

sind für die Schoren verheerend: Der lebenswichtige

Fluss Kazass ist verseucht und verschlammt. Der heili-
ge Berg Tachigey, der ihre Siedlungen vom Tagebau

abschirmte, wurde abgetragen. Als die Dorfbewoh-

ner dem fortschreitenden Kohleabbau nicht wei-
chen wollten, wurden fünf ihrer Häuser niederge-

brannt, und das, obwohl Kazass, Tschauzass und

Tschuvaschka als Ortschaften traditionellen Lebens

und Wirtschaftens der Schoren 2009 unter Schutz

gestellt worden waren.

Der jahrzeh ntela nge Stein koh le-Tageba u i m Kuzbass

hat 180.000 Hektar zu einem ökologischen Not-

standsgebiet gemacht. Die Konzentration von Schad-

stoffen in der Luft ist zwei bis drei Mal, in einigen

Regionen sogar 18 Mal so hoch wie sonst in Russland.

Feldfrüchte weisen extrem hohe Konzentrationen von

giftigem Blei, Cadmium, Quecksilber und Arsen auf.

N u n wil I die Regieru ng die U mweltverträgl ich keitsprü-

fung bei neuen Abbau-Projekten abschaffen. ,,Doch

sie muss bestehen bleiben ! Denn sie ist unsere einzige

Chance, uns überhaupt einzubringen!'i fordern die

Schoren.

Schoren stehen vor dem Untergang

In den Republiken Altai und Chakassien gibt es

noch rund 12.000 Schoren. 1L.000 von ihnen

leben im Verwaltungsbezirk Kemerovo mit der

Steinkohleregion Kuzbass. Die UNESCO bezeich-

net ihre Sprache als ,,akut vom Aussterben be-

droht". Sie wird nur noch in der Schule der Sied-

lung Borodino unterrichtet, aber nur als Wahlfach.

In entlegenen Orten schließen jetzt die Grund-

schulen. Die Kinder müssen in Internate und ver-

lieren so die Verbindung mit ihrer Kultur. Michail

Todyschew, einer der Stammesältesten der Scho-

ren, warnt: ,,Wir stehen an der Schwelle zum k.l
turellen Aussterben." Einige schorische Dörfer wie

Kuja, Sibirga und jetzt auch Kazass wurden durch

die Kohleförderung vernichtet. So klagt der Scho-

re Veniamin Boriskin: ,,Die Kohle hat unser Dorf

zerstört. Für die Reichtümer, die bei uns gefördert

werden, haben wir nie etwas bekommen." Die

Schoren fordern, dass auch westeuropäische Koh-

le-Abnehmer nicht länger die Augen vor den Men-

schen rechtsverletzu ngen der Bergbaufirmen ver-

schließen dürfen.

Alter Schore vor den Trümmern von Kozoss:

Zerstörte Höusef für den Tagebau niedergerissen..
Fotos : Wj otschesl ow Kretsch e
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Bei den mehr als 744.OOO Wayüu in der kolumbiani-

schen Provinz La Guajira wird seit 30 Jahren im größten

Tagebau Lateinamerikas Kohle gefördert. Heute herr-
schen hier Hunger und Krankheit. Die Böden sind

kontaminiert, di; Flüsse umgeleitet oder ausgetrock--

net. Die bitterarmen Waytiu leben in einer Mond-
landschaft. Schon 201"2 er.streckte sich der Tagebau El

Cerrejön über 69.000 Hektar Fläche und er wächst

täglich. 32 Millionen Tonnen Steinkohle war 2012 die

Jahresausbeute.

Dennoch sollte der Kohleabbau El Cerrejdn ausgewei-

tet werden mit dem Ziel, bis 2Ot7 proJahr 60 Millio-
nen Tonnen zu fördern. Dazu sollte auch der Fluss

Rancheria um 25 Kilometer in Richtung Tägebau ver-

legt werden. Geballte Proteste der ansässigen Indige-

nen und sinkende Weltmarktpreise für Kohle führten
dazu, dass dieses Projekt zwar vorerst ausgesetzt wur-
de. Doch damit ist es noch lange nichtvom Tisch.

Wayüu-Mädchen, Foto: Mario Carvajol / FLICKR CC BY 2.0

Das Anwaltskollektiv ,,Jos6 Alvear Restrepo" in Bo-

gotä ve rtritt O pfe r vo n M e nsch e n rechtsve rl etzu ngen,

,e im Zuge des Kohlebergbaus verübt werden. So hat

der Bergbau ihr Land zerstört und das Wasser ver-

seucht. Dörfer wu rden umgesiedelt, Bergba ugegner

eingeschüchtert. Anwältin Petra Langheinrich:,,[...]
in dem Moment, [in dem] in Deutschland das

Licht angeschaltet wird, lgibt] es eine direk-
te Verbindung zu den Menschenrechts-

verletzungen hier in Kolumbien."

Der Wayüu-lndianer Jaime Enrique Soto

Uriana klagt: ,,Sowohl die Fauna wie auch die

Flora haben Schaden genommen. Verschiedene

Tiere wie Hirsche und Kaninchen, die wirfrüher ja-

gen konnten, sind verschwunden. Auch unser Vieh

leidet und hat richtige Hustenanfälle .... Tiere kamen

tot oder missgebildet zur Welt. ... Es gab früher viel

Mango hier, heute fallen die Früchte unreif und halb

vertrocknet vom Baum. Der Fluss ist voll Schlamm

und Kohle, du kannst nicht mehr waschen und baden,

du bist nach dem Bad schmutziger als vorher."

Indigene Völker ohne Rechte

87 indigene Völker mit insgesamt ruhd 1,45 Millio-
nen Angehörigen gibt es in Kolumbien. Sie stellen

3,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. 65 indigene

Sprache werden noch aktiv gesprochen. Etwa ein

Drittel der Fläche Kolumbiens sind Reservate, in

denen jedoch Öl und Gas gefördert, Kohlebergbau

und Pla ntagenwirtschaft (Bananen, ölpa lmen, Ko-

ka) betrieben wird. Die indigenen Gemeinschaften

werden von der Bergbauindustrie regelrecht über-

rannt. Kolumbien hat zwar die UN-Konvention ILO

L69 ratifiziert, die wichtige Rechte der Ureinwoh-

ner festschreibt, und die UN-Deklaration zu den

Rechten indigener Völker unterzeichnet. Doch das

darin verbriefte Mitbestimmungsrecht bei allen

sie betreffenden Entscheidungen gilt als unzulä.ssi-

ges Privileg und wird missachtet. Durch Gerichte

festgelegte Sch utzma ßna h men fü r den Regenwa ld

und das Land wurden zu einem ,,Betrug an der
Nation und Schädigung der Wirtschaft" erklärt.



Das fordert die GfhU
w Trotz der günstigen Kohle muss die Bundesregie-

rung die Energiewende konsequent vorantreiben -
Kohle ist schmutzig für Deutschland und ihr Abbau

verletzt Menschenrechte in den Herkunftsländern.

Ein genauer Fahrplan zum Ausstieg aus der Kohleab-

hängigkeit muss auf den Tisch !

w Die Bundesregierung muss einen verbindlichen

rechtlichen Rahmen für Kohleimporte entwickeln, der

die Sorgfaltspflicht deutscher Unternehmen gegen-

über Menschenrechten u nd U mweltsta nda rds ga ra n-

tiert.

w Die deutschen Energieversorger wie RWE, STEAG,

EON, EnBW oderVattenfall müssen aufdecken, woher
genau die importierte Kohle stammt. Nur so können

sich Unternehmen nicht mehr hinter anonymen Liefe-

ranten verstecken, sondern müssen Mitverantwor-

tung übernehmen für Menschenrechtsverletzungen

und Umweltschäden.

M Die Bundesregierung sollte die ILO-Konvention

169 ratifizieren, um die Rechte der indigenen Völker

zu stärken.

I nform atione n ! N u,r sö 
rt<ann,idei'nötige' otüc('ä ur

Unternehmen und die Bundesregierung zum

Schutz der indigenen Völker hergestellt werden.

Bitte tragen Sie auch mit einer Spende zur Finan-

zierung unserer Menschenrechtsarbeit bei !

Henlichen Dank!

Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft
(|BAN) DE68 2sL2 0s10 0000 708090

(Brc) BFSWDE33HAN

Das tut die GfbU
Energiewende in Deutschland auf Kosten indigener

Völker - das darf nicht sein. Deshalb wollen wir m\
einer neuen Kampagne auf die Missstände in den Kol,-'

lefördergebieten aufmerksam machen und auf die

lmportpolitik einwirken, damit unser Energiebedarf

für die Menschen in den Förderländern nicht den Un-

tergang ihrer Welt bedeutet. Wir haben im Mai 2014

das umfangreiche Memorandum ,,Kohleabbau in La

Guajira, Kolumbien, und die Verantwortung deutscher

Energiekonzerne" herausgegeben und die Fraktion

von Bündnis9O/Die Grünen gebeten, eine Anfrage

zum lmport von Steinkohle aus Kolumbien und Sibi-

rien an die Bundesregierung zu richten. Auf die Folgen

der Förderung von Bodenschätzen für die indigenen

Völ ker Russla nds machen wi r seit Ja h ren aufmerksa m :

In Protestaktionen gegen die beteiligten deutschen

Unternehmen, in Gesprächen mit Politikern, Journal'---'

ten und Umweltverbänden. Über das Schicksal der

Schoren haben wir mehrfach berichtet, zuletzt in einer

Radiosendung mit unserer Münchner Regionalgrup-

pe. Außerdem haben wir die Sängerin Tschyltys, die

sich für den Erhalt der schorischen Sprache und Kultur

engagiert, porträtiert. Wir haben deutsche und russi-

sche Unternehmen über die Lage der Indigenen infor-

miert und beteiligen uns an der Kampagne zum Erhalt

der Umweltschutzprüfung vor neuen Projekten. Jetzt

wollen wir mit einem Rundbrief an 1.000 Umwelt- und

Menschenrechtsorganisationen um U nterstützung für

die Durchsetzung der Menschenrechte der Ureinwoh-

ner in Kohlefördergebieten werben und mit ihnen eine

Allianz bilden. Denn:

Energiesicherheit in reichen Staaten darf nicht mit
dem Verzicht auf Menschenrechte in den Förderlän-

dern erkauft werden !ge haft
drohte
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Wovüu bitten um Essen. Foto: Wilfredo Rodriguez / FLICKR CC BY-SA 2.0
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